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Drucksache IV/657 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Kenntnisnahme vor- 
gelegten Entwurf einer Verordnung Nr zur Durchführung 

periodischer Lohnerhebungen im verarbeitenden Gewerbe 

— Drucksache IV/636 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lang (München) 


Die Bundesregierung hat dem Bundestag den Ent- 
wurf einer Verordnung Nr. ... zur Durchführung 
periodischer Lohneidiebungen im verarbeitenden 
Gewerbe sowie eine Aufzeichnung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung mit Datum 
vom 18. September 1962 zugeleitet. Der Herr Präsi- 
dent des Bundestages hat auf Grund eines Be- 
schlusses des Bundestages vom 25. Juni 1959 — 
Drucksache 1187 der 3. Wahlperiode — im Beneh- 
men mit dem Ältestenrat mit Schreiben vom 10. Ok- 
tober 1962 diese Vorlage dem Ausschuß für Arbeit 
überwiesen. Der Entwurf lag dem Ausschuß für 
Arbeit in seiner 22. Sitzung vor. 

Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft hat bereits auf Grund des Artikels 213 


des EWG-Vertrages drei Erhebungen über die Ar- 
beitskosten und Arbeitnehmereinkommen durchge- 
füJhrt und vorbereitet. Nunmehr plant die Kommis- 
sion, in dreijährigen Abständen auf unbestimmte 
Zeit solche Erhebungen durchzuführen. Diese Ab- 
sicht der EWGnKommission hat der Ausschuß für 
Arbeit bei seinen Beratungen bemängelt. Er war 
der Ansicht, die Erhebungen sollten nur für die 
nächsten drei Jahre festgelegt werden. Nach Ablauf 
dieser Frist sollte geprüft werden, ob eine weitere 
Wiederholung notwendig ist. Im Zuge einer beab- 
sichtigten Harmonisierung innerhalb der Gemein- 
schaft könnten derartige Erhebungen überflüssig 
werden. Eine Doppelarbeit würde dadurch vermie- 
den. 


Bonn, den 11. Oktober 1962 


Lang (München) 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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Drucksache IV/ 657 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Verordnungsentwurf — Drucksache IV/636 
— zur Kenntnis zu neihmen; 

2. .die Bundesregierung zu bitten, ihren Vertretern 
im Rat von folgender Anregung des Bundestages 
Kenntnis zu geiben: 

Zu Artikel 1: 

Die Erhebungen über die Arbeitskosten und Ein- 
kommen der Arbeitnehmer sollen lediglich für 
die nächsten drei Jahre festgelegt werden. Nach 
Ablauf dieser Frist soll geprüft werden, ob eine 
weitere Wiederholung notwendig ist. 


Bonn, den 11. Oktober 1962 


Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppmann Lang (München) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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